
U

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

* Übersetzung Media Perspektiven.

** University of Sterling.

x38media perspektiven 1/2004
Douglas W. Vick/Gillian Doyle

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Communications Act 2003 in Großbritannien

Über die „konvergierte 
Regulierung“ zum deregu-
lierten Medienmarkt?*

Von Douglas W. Vick und Gillian Doyle**

Seit im Jahr 1997 die britische Labourpartei mit

Tony Blair an der Spitze die Macht gewonnen hat,

hat seine Regierung verschiedene politische Optio-

nen geprüft, wie mit der angeblichen Revolution

im Kommunikationssektor umzugehen sei, speziell

den verschwindenden Grenzen zwischen ehemals

deutlich getrennten Mediensektoren. Eine nahelie-

gende Option wäre gewesen, das bestehende, relativ

komplexe System der Medienaufsicht mit verschie-

denen, jeweils für klar definierte Bereiche zustän-

digen Institutionen beizubehalten und lediglich eine

verbesserte Kommunikation zwischen diesen Auf-

sichtsorganen herbeizuführen. Die entgegengesetz-

te Option beinhaltete die Abschaffung des beste-

henden Systems und stattdessen die Einführung

eines integrierten Regulierungssystems, indem eine

einzige Aufsichtsinstitution zuständig ist für alle

wesentlichen Bereiche der Kommunikationsindus-

trie einschließlich Telekommunikation, Rundfunk,

Printmedien und Internet. Andere, dazwischenlie-

gende Optionen sahen eine Zweiteilung der Zu-

ständigkeiten in der Aufsicht über die Kommunika-

tionsindustrie vor: entweder zwischen Infrastruktur

und Inhalten oder zwischen ökonomischer Regulie-

rung und „Kultur/Inhalte“. Die erste Veröffent-

lichung der Regierung zu diesem Themenbereich,

ein Diskussionspapier aus dem Jahre 1998, in dem

die vermuteten Auswirkungen der technischen 

Konvergenz im Kommunikationsbereich dargelegt

wurden, schien noch eine Präferenz der Blair-Re-

gierung für einen „evolutionären Ansatz“ bei der

Reform des Medienrechts und der Strukturen der

Regulierung anzudeuten. Es wurden Zweifel da-

rüber formuliert, ob es sinnvoll wäre, „so bald nach

dem Broadcasting Act von 1996“ wiederum eine

einschneidende Medienrechtsreform einzuleiten. (1)

Zwei Jahre später legte die Regierung allerdings

ein Weißbuch zum Kommunikationssektor vor, in

dem die bestehende Regulierungsstruktur in Groß-

britannien als ein Produkt einer vergangenen Ära

dargestellt wurde. Das Weißbuch propagierte einen

völlig neuen Typ einer Aufsichtsanstalt, die das ge-

samte Spektrum der „konvergierenden Industrie“

(2) umfassen sollte, und schlug ein Programm tief-

greifender Reformen in der Medienregulierung vor.

Mit einigen Modifikationen bildet der Ansatz die-

ses im Jahr 2000 vorgelegten Weißbuchs die Grund-

lage für den im Jahr 2003 verabschiedenden Com-

munications Act, die umfassendste Reform in der

britischen Medienrechtsgeschichte. Im folgenden

Artikel werden die Hauptaspekte dieses neuen Ge-

setzes vorgestellt und seine Auswirkungen auf die

zukünftige britische Kommunikationspolitik allge-

mein und die Rundfunkpolitik im Besonderen dis-

kutiert.

Die Kommunikationspolitik von New Labour
Der wichtigste Eckpunkt der neuen Kommunika-

tionspolitik der Labour-Regierung in Großbritanni-

en ist die Einführung einer neuen Institution, die

sowohl für ökonomische als auch technische und

inhaltlich-kulturelle Aspekte der Regulierung aller

wichtigen Sektoren der Kommunikationsindustrie

zuständig sein wird. Die britische Regierung ist

überzeugt, dass ein einziger so genannter Regulie-

rer besser in der Lage sein wird, sich an die Verän-

derungen im Markt und in der Technik anzupas-

sen, als die verschiedenen, mit unterschiedlichen

Aufgaben betrauten Institutionen in der Vergangen-

heit. Eine in dieser Weise integrierte Aufsichtsin-

stitution, so wird argumentiert, könne einen „um-

fassenden, kohärenten und verbundenen Ansatz“ in

der Medienregulierung durchsetzen, der „größere

Klarheit und Rechtssicherheit“ ermögliche und die

Ineffizienzen der Vergangenheit durch überlappen-

de Zuständigkeiten unterschiedlicher Regulierer

vermeide. (3) 

Das Office of Communications (Ofcom) (4), das am

29. Dezember 2003 seine Tätigkeit offiziell aufge-

nommen hat, soll die Aufgaben erfüllen, die in der

Vergangenheit von nicht weniger als fünf verschie-

denen Aufsichtsinstitutionen wahrgenommen wor-

den waren: Independent Television Commission,

Radio Authority, Office of Telecommunications,

Broadcasting Standards Commission und Radio-

communications Agency (vgl. Abbildung 1). Ofcom

soll, so das Regierungsweißbuch, „at arm's length“

von der Regierung, also möglichst unabhängig von

staatlichem Einfluss tätig werden (5), jedoch wer-

den sechs der neun Vorstandsmitglieder (einschließ-

lich des Vorstandsvorsitzenden) von Ministerien

ernannt. Von Ofcom wird erwartet, dass es im Vor-

feld wichtiger Entscheidungen die betroffenen oder

interessierten Abteilungen innerhalb der Regierung,

die regionalen und nationalen Volksvertretungen so-

wie die Industrie konsultiert. Der Communications

Act 2003 sieht vor, dass Ofcom ein Verbrauchergre-

mium installiert, welches konsultiert werden muss,

wenn durch die Tätigkeit von Ofcom oder durch

Entwicklungen in den Märkten für Dienstleistun-

gen und Infrastruktur, die in den Regulierungs-

bereich der Ofcom fallen, Interessen von einzelnen

Bürgern oder kleinen Unternehmen berührt wer-

den. (6) Außerdem ist Ofcom gesetzlich verpflich-

tet, einen so genannten Content Board einzurichten,

der Einfluss auf Inhaltsfragen im Zusammenhang

mit Fernsehen und Radio, sei es über terrestrische

Verbreitung, Kabel- oder Satellitenplattformen, neh-

men soll. (7) Es ist jedoch der Vorstand von Ofcom,

der letztendlich verantwortlich sein wird für die Re-

gulierungsstrategie der Medienaufsicht, sowohl in

den inhaltlichen als auch in allen anderen im

Communications Act definierten Regelungsberei-

chen.
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In der parlamentarischen Debatte vor der Verab-

schiedung des Communications Act war die Defini-

tion des allgemeinen Aufgabenbereichs von Ofcom

einer der am intensivsten diskutierten Aspekte. Der

Regulierer muss bei seiner Arbeit eine Vielzahl

teilweise einander widersprechender ökonomischer

und kultureller Interessen ins Gleichgewicht brin-

gen. Auf der anderen Seite soll Ofcom, so das

Weißbuch der Regierung, dafür sorgen, dass Groß-

britannien „Heimat des dynamischsten und wett-

bewerbsintensivsten Kommunikations- und Me-

dienmarkts in der Welt“ wird. (8) Dies soll erreicht

werden durch eine Regulierungspolitik des „light

touch“, bei der größeres Gewicht auf die selbstre-

gulierenden Kräfte der Industrie und die Kräfte des

Marktes gelegt wird, um eine optimale Ausnutzung

des verfügbaren Frequenzspektrums zu erzielen und

Entwicklungen in den neuen Medienmärkten zu

fördern. (9) Allerdings hat die britische Regierung

Rufe nach einer vollständigen Deregulierung der

Kommunikationsindustrie zurückgewiesen, und

Ofcom wurde dazu verpflichtet, wichtige Gemein-

wohlaspekte wie das Prinzip des universellen 

Zugangs in der Telekommunikation sowie die zent-

ralen Aufgaben des öffentlichen-rechtlichen Rund-

funks zu schützen. (10)

In der ursprünglichen, im Parlament diskutierten

Fassung des Mediengesetzes war keinerlei Priorität

für eine der potenziell widersprüchlichen Aufgaben-

stellungen der Ofcom vorgesehen, die Regierung

wollte diese Entscheidung ausdrücklich der Abwä-

gung durch Ofcom überlassen, angemessen jeweils

der spezifischen Situation. Dies gab jedoch Anlass

zu Befürchtungen, dass im Regelfall übermächtige

ökonomische Interessen die Oberhand über weniger

quantifizierbare kulturelle oder andere gesellschaft-

liche Belange erhalten könnten. Nach intensiven

Verhandlungen erreichte eine parteiübergreifende

Koalition unter Führung des Labour-Abgeordneten

Lord Puttnam im House of Lords, dem Oberhaus

des britischen Parlaments, quasi in letzter Minute

das Zugeständnis von der Regierung, den Public-

Service-Aspekt in der Kommunikationsgesetzge-

bung zu stärken. Der verabschiedete Communicati-

ons Act enthält nun die Anforderung, dass „die

oberste Pflicht von Ofcom bei ihrer Tätigkeit darin

besteht, a) die Interessen der Bürger im Verhältnis

zu Kommunikationsangelegenheiten zu fördern;

und b) die Interessen der Verbraucher in den rele-

vanten Märkten zu schützen, soweit erforderlich,

indem Wettbewerb gefördert wird“. (11)

Während Teil 1 des Communications Act 2003

die allgemeinen Pflichten von Ofcom sowie seine

Funktionen definiert, befasst sich Teil 2 mit der 

Regulierung elektronischer Datennetzwerke und

Verbreitungsinfrastrukturen. Das Gesetz überführt

eine Reihe aktueller Richtlinien der Europäischen

Union in britisches Recht (12), es erweitert die In-

strumente, die bisher Oftel, dem Telekommunikati-

onsregulierer in Großbritannien, zur Stärkung des

Wettbewerbs und Förderung des Zugangs neuer

Unternehmen im Kommunikationssektor zur Ver-

fügung standen. Schließlich befasst sich das Gesetz

mit verschiedenen Fragen der Marktbeherrschung

in den relevanten Sektoren.

Den Vorgaben des europäischen Rechts folgend,

wird mit dem Communications Act 2003 ein großer

Teil des bisherigen Systems der Zulassung von An-

bietern im Bereich der Kommunikationsinfrastruk-

tur und benachbarter Bereiche abgeschafft (obwohl

die Lizenzierung des privaten Radio- und Fernseh-

sektors beibehalten wird). Das Gesetz ersetzt das

alte Lizenzierungssystem für die Telekommunika-

tionsdienste durch ein neues Regime, welches die

Unternehmen lediglich noch dazu verpflichtet,

Ofcom über angebotene Kommunikationsnetzwerke

oder Dienstleistungen zu informieren. (13) Einige

allgemeinere Anforderungen, vor allem im Hin-

blick auf den Schutz der Interessen von Konsu-

menten und anderen Endnutzern (beispielsweise in

Bezug auf den Zugang zu Kommunikationsnetz-

werken oder die Verbreitung jugendgefährdender

Inhalte) müssen dennoch von allen Netzwerk- oder

Dienstleistungsanbietern erfüllt werden. (14) Eine

dieser allgemeinen Anforderungen ist die so ge-
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nannte „must-carry“-Regelung, welche Netzanbieter

dazu verpflichtet, ihren Endnutzern die digitalen

Programmangebote der britischen Public-Service-

Rundfunkveranstalter zugänglich zu machen. Da-

runter fallen nicht nur die Kanäle der BBC, son-

dern auch die Fernsehprogramme der nationalen

und regionalen ITV-Lizenznehmer (Channel 3),

Channel 4, Channel 5, S4C Digital sowie die Tele-

textdienste. (15) Darüber hinaus gelten spezielle

Anforderungen für einige, aber nicht alle Anbieter.

Diese Zusatzanforderungen verpflichten einige der

Infrastrukturanbieter beispielsweise, Universal-

dienste bereitzustellen, die ein Minimum an elek-

tronischen Kommunikationsdienstleistungen für

alle garantieren sollen. Weitere Auflagen betreffen

die Bedingungen des Netzzugangs für Drittanbieter

sowie Regeln für Unternehmen, die in einem Markt

oder Teilmarkt eine dominierende Position einneh-

men. (16)

Der Communications Act 2003 verleiht Ofcom er-

hebliche Kompetenzen im Zusammenhang mit dem

Management des Frequenzspektrums. Anknüpfend

an den marktorientierten Ansatz des Frequenz-

managements, der in Großbritannien bereits seit

1998 verfolgt wird (17), öffnet der Communications

Act den Weg für den so genannten Frequenzhan-

del. Ofcom wird durch das Gesetz ermächtigt,

Privatunternehmen zu erlauben, Frequenzen zu

kaufen oder zu verkaufen, jeweils unter Rücksicht-

nahme des Schutzes einiger grundlegender Public-

Interest-Anforderungen. (18) Die Intention ist hier-

bei, in Großbritannien einen Sekundärmarkt des

Handels mit Frequenzrechten aufzubauen, der

Lizenzinhaber und nicht lizenzierte Frequenznutzer

gleichfalls umfasst. Nach Auffassung der Regierung

soll der Frequenzhandel dafür sorgen, dass die ver-

fügbare Bandbreite schneller und effizienter auf

die Marktteilnehmer verteilt wird, effizienter jeden-

falls, als es mit administrativer Planung möglich

wäre: „Es ist offensichtlich, dass in einem effizient

funktionierenden Markt der Handel (das heißt, das

Zusammenkommen von Käufer und Verkäufer

zum 'richtigen' Preis) insgesamt weniger aufwendig

ist als ein Verfahren, bei dem der Regulierer zu

entscheiden hat, ob zum Beispiel der Frequenzbe-

darf eines neuen Anbieters im Markt größer ist als

der eines bereits im Markts aktiven Unterneh-

mens.“ (19)

Der dritte Teil des Communications Acts ermäch-

tigt Ofcom zur Regulierung der Inhalte im Rund-

funk. (20) Während sowohl in der Öffentlichkeit

als auch in den Parlamentsdebatten über den Ge-

setzentwurf das Engagement der Regierung für die

Public-Service-Anforderungen an das gesamte Kom-

munikationssystem häufig infrage gestellt wurde,

hob die Regierung selbst jedoch am Anfang bereits

hervor, dass „die Freiheiten, welche den Kern unse-

rer neuen Arrangements für den Kommunikations-

sektor ausmachen, auch Verantwortungen mit sich

bringen, und wir wollen sicherstellen, dass die

Ausweitung der Multikanal-, Multimediadienste der

Gesellschaft und den Interessen der Bürger dienen

und sie nicht schädigen“. (21) Allerdings wies auch

bereits das Kommunikationsweißbuch darauf hin,

dass „die Art und Weise, wie die Public-Service-

Funktion reguliert und von den Rundfunkveranstal-

tern ausgefüllt wird, sich wird verändern müssen –

die neuen Bedingungen reflektierend, unter denen

sie operieren“. (22)

Der generelle Wandel in diesem Sektor soll durch

einen „modernisierten“ rechtlichen Rahmen herbei-

geführt werden, so die britische Regierung, der die

verschiedenen Aufgabenstellungen und Finanzie-

rungsquellen der Rundfunkveranstalter besser wi-

derspiegelt. Es wird eine größere Flexibilität ange-

strebt, damit die Rundfunkveranstalter „Innovation

herbeiführen und auf Veränderungen im Markt

und in der Technologie reagieren können“. (23)

Letztendlich geht es dabei um eine grundsätzliche

Abkehr von dem System der detaillierten und

schriftlich festgelegten Anforderungen, wie sie bis-

her Teil der Zulassungsverfahren gewesen sind, hin

zu einem liberaleren Regime, in dem Ko-Regulie-

rung und Selbstkontrolle eine größere Rolle als

bisher spielen. (24) Das Kernstück der Regierungs-

pläne zur Modernisierung der Inhalteregulierung

im Rundfunkbereich ist die so genannte Drei-Ebe-

nen-Regulierungstruktur (vgl. Abbildung 2). Nach

diesem Ansatz sind auf der untersten Ebene Anfor-

derungen angesiedelt, die für alle Rundfunkveran-

stalter verpflichtend sind, auf den beiden darüber-

gelegenen Ebenen befinden sich anspruchsvollere

Bedingungen, die die britischen Public-Service-

Rundfunkveranstalter zu erfüllen haben.

Die erste Regulierungsebene in Bezug auf Pro-

gramminhalte soll sicherstellen, dass alle britischen

Fernseh- und Radioveranstalter die grundlegenden

nationalen, europäischen und internationalen Stan-

dards erfüllen. Nach Aussage von Kulturministerin

Tessa Jowell geht es darum, auf dieser Ebene die

Grundanforderungen an alle Rundfunkveranstalter

festzulegen. (25) In diese Regulierungskategorie

fallen Themen wie Jugendschutz, Wahrhaftigkeit

und Unparteilichkeit in der Information, Werbung

und Sponsoring sowie Zugangsmöglichkeiten für

behinderte Mediennutzer. (26)

Ofcom wird eine oder mehrere Richtlinien zur prak-

tischen Umsetzung der auf Ebene 1 angesproche-

nen Fragen veröffentlichen. Während auf dem

Papier alle Veranstalter auf dieser Regulierungs-

ebene gleich behandelt werden sollen, wird erwar-

tet, dass Ofcom bei der Anwendung trotzdem zwi-

schen verschiedenen Angebotstypen differenzieren

wird. In seinen Anwendungsrichtlinien wird Ofcom

voraussichtlich das unterschiedlich hohe Gefähr-

dungspotenzial verschiedener Programminhalte

berücksichtigen sowie die Größe und Zusammen-

setzung des Publikums, das durch das jeweilige

Programmangebot erreicht wird. Außerdem wird

zu berücksichtigen sein, inwieweit das Publikum

im Vorhinein über bestimmte Charakteristika der

Programminhalte informiert werden kann bzw. ob
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die Gefahr besteht, dass Zuschauer zufällig und

ohne vorherige Warnung potenziell gefährlichen

Programminhalten ausgesetzt werden. (27)

Wahrscheinlich wird Ofcom bei seinen Überlegun-

gen auch die Zuschauererwartungen gegenüber

unterschiedlichen Programmangeboten berücksich-

tigen müssen. Dies bezieht sich zu einem großen

Teil auf Erwartungen hinsichtlich von Program-

men, die über verschiedene Verbreitungsplattfor-

men (terrestrisch, Kabel, Satellit etc.) verfügbar

gemacht werden. (28) Eines der ersten Regulie-

rungsfelder auf der Ebene 1, von dem erwartet

wird, dass Ofcom neue Standards setzen wird, ist

die Werbung. Offenbar ist im Gespräch, die zur

Zeit noch geltenden umfangreichen Regelungen

speziell für Werbung im Rundfunk durch ein im

Wesentlichen auf Selbstregulierung basierendes

System zu ersetzen, wie es bereits in anderen

Medienbereichen üblich ist.

Die zweite Regulierungsebene im Bereich der Pro-

gramminhalte enthält Anforderungen speziell an

Fernsehveranstalter im Public-Service-Sektor, die

sich messen und quantifizieren lassen. Ofcom ist

verantwortlich dafür, dass die Veranstalter entspre-

chende Daten zum Beispiel zur Quote für unab-

hängige Produktionen, für regionale Programme,

Nachrichten in der Hauptsendezeit sowie für die

Ausstrahlung politischer Wahlwerbung bereitstel-

len. (29) In der Regel werden diese Auflagen Teil in

der Lizenzvereinbarung mit dem jeweiligen Pro-

grammveranstalter (sowie im Fall der BBC in deren

Charter und Agreement) (30) festgeschrieben und

können bei Nichterfüllung mit einer Reihe von

Maßnahmen von Ofcom sanktioniert werden. Die

Auflagen werden daher im Detail nicht für jeden

Rundfunkveranstalter gleich sein. Der kommer-

zielle Sender Channel 5 muss beispielsweise auch

unter dem alten System bereits geringere Public-

Service-Auflagen erfüllen als ITV (Channel 3). (31)

Die dritte Regulierungsebene in Bezug auf Pro-

gramminhalte befasst sich schließlich mit den qua-

litativen Aspekten des Public-Service-Angebots von

kommerziellen Veranstaltern wie ITV, Channel 4

und Channel 5. Diese Kategorie umfasst eine grö-

ßere Zahl von Qualitäts- und Vielfaltsaspekten, wie

zum Beispiel die Ausstrahlung von Programmen in

den Bereichen Bildung, Kunst oder Religion sowie

die Verpflichtung, auch Minderheiteninteressen zu

bedienen. Die Regierung hält diese qualitativen

Anforderungen „für weniger leicht zu quantifizie-

ren“ (32) und möchte sie daher lieber in einem

System der Selbstregulierung kontrolliert sehen.

Jeder zugelassene Rundfunkanbieter im Public-Ser-

vice-Bereich wird daher verpflichtet werden, seine

Programmpolitik detailliert darzulegen und insbe-

sondere zu belegen, inwieweit seine Programme

mit den für ihn speziell geltenden Public-Service-

Anforderungen übereinstimmen und welche Maß-

nahmen im Rahmen der Selbstkontrolle getroffen

worden sind, um die Erfüllung der programmpoli-

tischen Ziele zu überprüfen. Ofcom ist verpflichtet,

regelmäßig über die Situation des Public-Service-

Rundfunks zu berichten. (33) Ofcom besitzt das

Recht einzugreifen, sollte das System der Selbstre-

gulierung in diesem Bereich versagen, es sei denn,

ökonomische Faktoren haben bei dem Versagen

eine Rolle gespielt. (34)

Nach Auffassung der britischen Regierung bedeu-

tet die Einführung eines Selbstregulierungssystems

für die qualitativen Aspekte keine Abwendung

vom Ideal des Public-Service-Rundfunks insgesamt,

sondern es soll hauptsächlich eine größere Flexibi-

lität für die Rundfunkveranstalter geschaffen wer-

den, die an sie gestellten Anforderungen zu erfül-

len. Welche faktischen Auswirkungen diese nun

geschaffene Flexibilität letztendlich haben wird,

bleibt abzuwarten. Das Weißbuch der Regierung

sprach seinerzeit offen die Möglichkeit an, dass

möglicherweise zum Ende dieses Jahrzehnts, nach

dem Umstieg auf digitale Technik, der „Wettbe-

werbsdruck“ vor allem im Bereich der Fernsehwer-

bung die Fähigkeit der kommerziellen Fernsehver-
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anstalter, „die gegenwärtig geltenden Public-Ser-

vice-Anforderungen in der gleichen Weise wie heute

zu erfüllen“ möglicherweise nicht mehr gegeben

sein werden, der neue Rechtsrahmen sei deshalb

auch dazu geeignet, die Frage der Public-Service-

Anforderungen an kommerzielle Veranstalter in

Zukunft völlig neu zu diskutieren. (35)

In dem ursprünglichen Entwurf für die neue 

Mediengesetzgebung war die öffentlich-rechtliche

BBC nur indirekt angesprochen worden. Die Kritik

vor allem von konservativen Parlamentsabgeord-

neten an der Tatsache, dass der Regierungsentwurf

die BBC nicht unter das Dach der Ofcom-Aufsicht

platzieren wollte, beherrschte denn auch die erste

Lesung des Gesetzentwurfs im Unterhaus. Unter

anderem wird der BBC vorgehalten, arrogant und

geheimniskrämerisch zu sein, durch ihre Gebüh-

reneinnahmen einen unfairen Wettbewerbsvorteil

vor den privaten Anbietern zu haben sowie ins-

besondere „Richter und Geschworene in eigener

Sache“ zu sein, wenn es um die Behandlung von

Beschwerden gegen BBC-Programme geht. Es wur-

den Rufe nach der Abschaffung der Rundfunk-

gebühr und nach stärkerer rechtlicher und finan-

zieller Kontrolle der Tätigkeiten der BBC laut. 

Als Antwort auf diese Kritik wurden in den Gesetz-

entwurf Artikel aufgenommen, die der neuen

Aufsichtsanstalt Ofcom einige Kompetenzen im

Hinblick auch auf die BBC zuwiesen, und die 

Regierung ließ verlauten, dass diese Kompeten-

zen noch zusätzlich erweitert werden könnten,

wenn die BBC-Charter, die wichtigste Rechtsgrund-

lage der BBC, im Jahr 2005/06 zur Erneuerung an-

steht. 

Im Communications Act 2003 ist festgehalten, dass

die Beziehungen zwischen BBC und Ofcom in einer

Ergänzung der gegenwärtig gültigen Vereinbarung

zwischen BBC und dem zuständigen Ministerium

festgehalten werden sollen. Zum ersten Mal in der

Geschichte der BBC wird damit ein externer Me-

dienregulierer das Recht haben, Geldbußen oder

andere Strafen gegen die BBC zu verhängen, sollte

diese gegen bestimmte Standards verstoßen. (36)

Beispielsweise ist die BBC ebenso wie die Rund-

funkveranstalter im privaten Sektor allen Richt-

linien der Ofcom unterworfen, die sich auf die

Regulierungsebene 1 beziehen, ausgenommen den

Bereich Wahrhaftigkeit und Unparteilichkeit der

Information, die weiterhin allein im Zuständig-

keitsbereich des Board of Governors der BBC ver-

bleiben. Die quantifizierbaren Standards auf der

Regulierungsebene 2 sind ebenso auf die BBC an-

zuwenden. Mindestens so lange, wie das bereits ein-

geleitete Verfahren zur Erneuerung des BBC Charter

läuft, unterliegt die BBC jedoch nicht den qualitati-

ven Standards auf der Regulierungsebene 3, da hier

Ofcom nicht über die (theoretischen) Sanktionsmit-

tel verfügt, wie gegenüber den privaten Rundfunk-

anbietern. Die BBC wurde allerdings verpflichtet,

genau wie die privaten Public-Service-Anbieter,

jährlich einen Bericht über ihre Programmpolitik

anzufertigen. Sie ist dabei angehalten, den Rat-

schlag und das Feedback von Ofcom bei der For-

mulierung dieser Programmpolitik zur Kenntnis zu

nehmen. 

Deregulierung im Bereich der Medienkonzentration
Am kontroversesten wurde jedoch auf der briti-

schen Bühne die Liberalisierung der Eigentums-

regeln im Medienbereich diskutiert. Der von der

Regierung gewählte Ansatz basiert dabei auf drei

Prinzipien: erstens, dass die kommerziellen Medien

in Großbritannien neue Finanzierungsquellen be-

nötigen; zweitens, dass die Herkunft dieser Finanz-

quellen so lange uninteressant ist, wie eine effek-

tive Regulierung im Bereich der Programminhalte,

Qualität und Vielfalt garantiert; und drittens, dass

„die Eigentumsregeln die Realität des globalen Me-

dienmarktplatzes reflektieren sollen“.  (37) In ihrer

Essenz ist die Regierungspolitik in diesem Bereich

einer Empfehlung aus einem Diskussionspapier des

Industrie- und Handelsministeriums gefolgt, das der

Veröffentlichung des ersten Gesetzentwurfes vo-

rausging: „Während der Bedarf für ein plurales

Mediensystem unstrittig ist, sind wir einem dere-

gulativen Ansatz in den Medienmärkten verpflich-

tet. Aus einer kommerziellen Perspektive erscheint

es folgerichtig, dass die vorhandenen Unternehmen

von einer Liberalisierung profitieren würden, eben-

so wie potenzielle Neuinvestoren, womit eine wei-

tere Konsolidierung ermöglicht, größere Effizienz

erreicht, mehr Investitionsmöglichkeiten geschaf-

fen und auch eine größere internationale Präsenz

ermöglicht würde. Wachstum und Investitionen

schaffen Chancen für Innovation, und dies sollte

letztendlich in neuen, verbesserten und preisgüns-

tigeren Produkten für den Konsumenten resultie-

ren“. (38)

Der neue Communications Act basiert in seinen auf

die Strukturen des Mediensystems bezogenen Arti-

keln weitgehend auf den allgemeinen Prinzipien

des Wettbewerbsrechts und enthält noch insoweit

medienspezifische Regelungen, wie es von der 

Regierung als „unverzichtbar“ angesehen wurde,

immer jedoch mit einem Blick auf „eine weitere 

Liberalisierung, wenn und soweit es der Markt 

erlaubt, ohne die Vielfaltsanforderungen zu kom-

promittieren“. (39) Dieser neue Regulierungsansatz

könnte mit dem Stichwort „Wettbewerb plus“ cha-

rakterisiert werden: Das normale Wettbewerbsrecht

dient als Gerüst, aber zusätzliche Instrumente wur-

den eingebaut, um spezielle Aspekte der Medien-

wirtschaft zu berücksichtigen. (40) In dieser Weise

stellen der Competition Act von 1998 und die Anti-

monopolregelungen aus dem Enterprise Act 2002

Schlüsselelemente in der neuen Mediengesetz-

gebung dar. Unter dem neuen Communications 

Act behalten die Wettbewerbskommission und das

Office of Fair Trading, wie schon zuvor, Kompeten-

zen zur Wettbewerbssicherung im Medien- und Kom-

munikationssektor. Es wird jedoch erwartet, dass

sie in Zukunft eng mit Ofcom zusammenarbeiten,

zum Beispiel, wenn es um Zusammenschlüsse von

Telekommunikations- oder Medienunternehmen

geht. (41) Ofcom selbst soll den Wettbewerb im Me-
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diensektor aktiv fördern und hat dazu, als zusätz-

liche Absicherung für die Verbraucher, sektorspezi-

fische Kompetenzen zur Vermeidung von wettbe-

werbswidrigem Verhalten im Markt erhalten. So

kann der neue Regulierer beispielsweise beim Ver-

dacht auf wettbewerbswidrige Absprachen selbstän-

dig Untersuchungen anstellen und auch Sanktionen

aussprechen, das Gleiche gilt im Fall des Miss-

brauchs einer dominanten Marktposition. (42)

Eindeutig geringer sind dagegen die sektorspezifi-

schen Vielfaltsicherungen, wie sie noch im alten

Gesetz von 1996 enthalten waren. Konkret betref-

fen die wichtigsten Lockerungen bei den Eigen-

tumsregeln für Medien die Beseitigung der 15-Pro-

zent-Grenze bei den Zuschauermarktanteilen im

britischen Fernsehen sowie die Abschaffung des

Verbots des gleichzeitigen Besitzes der beiden Lon-

doner ITV-Lizenzen. In gleicher Weise wurde die

Obergrenze von 15 Prozent und das bisher gültige

Punktesystem im britischen Radiosektor ersatzlos

gestrichen. (43) In der Konsequenz bedeuten diese

einschneidenden Änderungen bei den Eigentums-

regeln im britischen Fernseh- und Hörfunksektor

ungeahnte Möglichkeiten für die großen kommer-

ziellen Radio- und Fernsehanbieter, im britischen

Markt weiter zu expandieren. Am Ende könnte

eine Situation entstehen, in der ein oder zwei

Großanbieter die meisten oder sogar alle der 16

nationalen und regionalen ITV-Lizenzen kontrollie-

ren und in vielen Regionen Großbritanniens nur

ein oder zwei Unternehmen den Radiosektor domi-

nieren.

Im ersteren Fall ist der wichtigste Schritt bereits

geschehen, denn die britische Wettbewerbskom-

mission und anschließend das zuständige Ministe-

rium haben dem Antrag der beiden großen ITV-

Gesellschaften Carlton und Granada auf eine Fu-

sion im Oktober 2003 zugestimmt. Die Zustim-

mung wurde unter der Bedingung gegeben, dass

der Werbezeitenverkauf künftig so gehandhabt wird,

dass aus dem Zusammenschluss keine Nachteile

für die Werbekunden entstehen. Außerdem sollen

Vorkehrungen zum Schutz der verbleibenden klei-

nen ITV-Gesellschaften getroffen werden. (44) Ob-

wohl dieser Zusammenschluss letztlich keine Über-

raschung mehr war, da er bereits Monate zuvor

vorbereitet und öffentlich diskutiert worden war,

ist er doch ein Meilenstein in der britischen Fern-

sehgeschichte. Mit der Fusion von Granada und

Carlton bleibt von der einstmals dezentralen, regio-

nalen Struktur bis auf einige kleine Reste nichts

mehr übrig. Sollte sich der Zusammenschluss als

ökonomisch erfolgreich erweisen, böte sich das 

Unternehmen unter der neuen Gesetzgebung als

Übernahmekandidat zum Beispiel für US-amerika-

nische Investoren an.

Mit dem neuen Communications Act sind gleich-

zeitig auch die Regeln verschwunden, die es Unter-

nehmen aus Nicht-EU-Ländern untersagten, Zulas-

sungen im britischen Rundfunk zu erhalten. (45)

Dies ist in der politischen Diskussion in Großbri-

tannien und bei einigen Medienunternehmen auch

auf Kritik gestoßen, das es nunmehr großen ameri-

kanischen Medienunternehmen gelingen könnte,

dieses Eintrittstor zum europäischen Markt zu nut-

zen und damit die finanzielle Stabilität und Unab-

hängigkeit europäischer Rundfunkunternehmen zu

gefährden. Dazu äußerten manche Kritiker die Be-

sorgnis, dass das britische Radio und Fernsehen,

auch wegen seiner sprachlichen Nähe zum ameri-

kanischen Markt, vor allem ein Absatzmarkt für

preisgünstige qualitätsmäßig mindere Ware aus

den Vereinigten Staaten werden könnte. Die briti-

sche Regierung auf der anderen Seite sah keinen

Unterschied darin, ob ein britisches Rundfunkun-

ternehmen beispielsweise kontrolliert wird von

Vivendi, einem „europäischen Unternehmen“, oder

einem anderen multinationalen Konzern wie Sony

oder AOL-Time Warner, die nach dem alten briti-

schen Medienrecht keine Lizenz in Großbritannien

hätten erwerben können.

Ebenfalls werden durch das neue Gesetz die bis-

lang gültigen Grenzen für Cross-Ownership besei-

tigt, das heißt die Verflechtung zwischen Medien-

unternehmen aus verschiedenen Sektoren. So kön-

nen nunmehr gleichzeitig Lizenzen für nationales

Fernsehen und nationales Radio gehalten werden.

Erstmals wird es auch erlaubt sein, zur gleichen

Zeit eine nationale ITV-Lizenz und die Channel-5-

Lizenz zu halten oder sowohl eine regionale ITV-

Lizenz zu besitzen als auch eine lokale Radiolizenz

in der selben Senderegion. Besonders kritisiert

wurde in der Öffentlichkeit die Aufhebung des Ver-

bots für Unternehmen, die im Pressebereich 20

Prozent oder mehr Marktanteile besitzen, Anteile

oder die Mehrheit an Channel 5 zu erwerben. Dies

war bisher als Barriere für Rupert Murdoch ge-

sehen worden, einen Fuß in den terrestrischen

Rundfunkmarkt zu setzen. Mit diesen drastischen

Deregulierungsmaßnahmen ignorierte die Regie-

rung auch bewusst Besorgnisse über die potenziel-

len Auswirkungen von plattformübergreifender Pro-

grammpromotion. Als Beispiel wurde immer wie-

der das Szenario benannt, in dem von Murdoch

kontrollierte Zeitungen, die Satellitenplattform

BSkyB und ein eventuell zukünftig von Murdoch

kontrollierter Channel 5 jeweils füreinander Wer-

bung betreiben. Letztlich überlebten von den alten

Antikonzentrationsregeln im neuen Communicati-

ons Act nur noch einige Fragmente: Niemand, der

mehr als 20 Prozent des nationalen Zeitungs-

markts beherrscht (beispielsweise Murdoch), darf

eine ITV-Lizenz für die gleiche Region erwerben.

(46) 

Im gesetzgeberischen Prozess vor der Verabschie-

dung des Communications Act 2003 stieß die

beabsichtigte Abschaffung wesentlicher Teile der

bisher geltenden Antikonzentrationsregeln im

Medienbereich zugunsten einer im Kern auf allge-

meinem Wettbewerbsrecht ruhenden Regelung auf

einigen Widerstand. So wurde eingewandt, dass die
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Öffnung des nationalen Fernsehens und Radios für

große Presseunternehmen ein Zugeständnis an

Rupert Murdoch gewesen sei. (47) Andere Kritiker

stellten die Abschaffung der Barrieren für Unter-

nehmen aus Nicht-EU-Ländern in Frage, weil damit

die Gefahr einer Invasion durch dominante US-

Unternehmen heraufbeschworen würde. Als klar

wurde, dass der Widerstand gegen diese Deregulie-

rungsmaßnahmen insbesondere im britischen Ober-

haus dermaßen angewachsen war, dass er drohte,

die Verabschiedung des Gesetzes insgesamt in

Frage zu stellen, schloss die Regierung mit den

Kritikern einen Kompromiss, demnach alle künfti-

gen Übernahmen und Zusammenschlüsse im Rund-

funkbereich nur nach Durchführung eines „Plura-

litätstests“ zu genehmigen seien. In der Praxis wird

es die Verantwortung des Ministeriums für Handel

und Industrie sein, die möglichen Auswirkungen

eines beantragten Zusammenschlusses oder einer

vorgesehenen Übernahme auf den Pluralismus und

die Qualität der Rundfunkmedien zu prüfen, wobei

eine „ausreichende Pluralität“ der Medienquellen

für „unterschiedlichste Publika“ in Großbritannien

als Maßstab zu berücksichtigen ist. (48) Ob jedoch

dieser Pluralitätstest irgend einen praktischen

Effekt haben wird, ist eher zweifelhaft. Die Ent-

scheidung, ob der Test überhaupt im Einzelfall er-

forderlich ist, liegt allein bei der Regierung und

nicht bei Ofcom. Die Regierung ihrerseits hat be-

reits anklingen lassen, dass sie in Zukunft ein sol-

ches Testverfahren nur in solchen Fällen einleiten

würde, die in der Vergangenheit unter die einschlä-

gigen Eigentumsgrenzen gefallen wären. (49) Der

Rückhalt in der Regierung für diese alten Antikon-

zentrationsregeln ist jedoch äußerst gering, sonst

wären sie ja in der neuen Gesetzgebung behalten

worden, und der neue Pluralitätstest wurde ganz

offensichtlich nur akzeptiert, um die Verabschie-

dung des Communications Act im Oberhaus nicht

zu gefährden. Unter diesen Umständen ist es un-

wahrscheinlich, dass der Pluralitätstest in der Zu-

kunft eine signifikante Rolle in der Medienpolitik

spielen wird. 

Auswirkungen der neuen Gesetzgebung
Die britische Regierung beabsichtigt mit ihrem

neuen Ansatz der Medienregulierung, „die Inte-

ressen von Bürgern und Verbrauchern zu verteidi-

gen“, während sie zur gleichen Zeit Großbritan-

nien „zur Heimat des dynamischsten und wettbe-

werbsintensivsten Kommunikationsmarkts in der

Welt“ (50) machen möchte. Dank des Communica-

tions Act 2003 ist nunmehr das Umfeld für jegliche

regulierende Tätigkeit drastisch verändert. Viele

altbekannte Regeln im Medien- und Kommunika-

tionssektor wurden durch die neue Gesetzgebung

eliminiert, und das Feld wurde bereits bestellt für

die Beseitigung weiterer Regeln. Angesichts dieser

weitreichenden Deregulierungsanstrengungen stel-

len sich naturgemäß Fragen nach dem Gleichge-

wicht, das zwischen dem Wunsch nach einer florie-

renden Kommunikationsindustrie und dem Schutz

legitimer Interessen von Verbrauchern und Allge-

meinheit hergestellt werden soll. 

In der Zeit, als der Gesetzesentwurf seinen Weg

durch die verschiedenen Instanzen des Gesetzge-

bungsverfahrens machte, wuchsen die Besorgnisse,

dass das neue Medienrecht kulturelle und gesell-

schaftliche Belange zugunsten einer verbesserten

globalen Wettbewerbsfähigkeit der britischen Me-

dienindustrie opfern würde. Die neugeschaffene

Regulierungsinstitution Ofcom wurde in erster

Linie wahrgenommen als ein Wirtschaftsregulierer,

ein Eindruck, der noch verstärkt wurde durch die

Berufung des Wirtschaftsexperten und früheren 

Direktors einer Wirtschaftsschule Lord Currie of

Marylebone zum ersten Vorsitzenden. Die aller-

ersten Entwürfe des Gesetzes zitierten denn auch

folgerichtig nur die Interessen von „Konsumenten“

und nicht diejenigen von „Bürgern“ (ein Wort, das

erst ganz zum Schluss der parlamentarischen Be-

handlung des Gesetzes seinen Weg in den Text

fand). Dennoch bestand die britische Regierung

darauf, dass es ihr nicht darum ging, grundlegen-

dere gesellschaftliche Belange aus der Gesetzge-

bung herauszuhalten, insbesondere im Zusammen-

hang mit dem Public-Service-Aspekt. Sie wies zu-

dem Auffassungen zurück, wonach der Markt dau-

erhaft in der Lage sei, ein vielfältiges, qualitativ

hochstehendes Programmangebot für die verschie-

denen Publika in Großbritannien zu garantieren

und die Leistungen für Demokratie, Bildung und

Kultur zu erbringen, die bisher der öffentlich-recht-

liche Rundfunk sicherstellt. (51) Die von Lord

Puttnam und anderen in einem intensiven Diskus-

sionsprozess der Regierung abgetrotzte Formulie-

rung, dass die zukünftige Hauptaufgabe des neuen

Regulierers Ofcom darin bestehen würde, sowohl

die Interessen von Bürgern als auch die Interessen

von Konsumenten zu schützen, mag dazu beitra-

gen, gesellschaftlichen Belangen einen höheren

Stellenwert in der Agenda von Ofcom zu sichern.

Trotz alledem gibt es jedoch vielfältige Gründe an-

zunehmen, dass die von Tony Blairs Labourregie-

rung verfolgte Strategie langfristig und schrittweise

die Medienpolitik unweigerlich in eine vom Markt-

ansatz dominierte Richtung führen wird und dabei

weitergehende, nicht-ökonomische Belange zum

Opfer fallen werden. Auch die in letzter Minute er-

folgte, oben angesprochene Umformulierung des

Auftrags von Ofcom wird letztendlich nicht die

grundlegende Spannung zwischen ökonomischen

und „kulturellen“ Zielen in der Tätigkeit von Ofcom

zugunsten der Letzteren stärken. Nicht zuletzt hat

sich Kulturministerin Tessa Jowell bereits dazu 

bekannt, dass die Regierung „absolut davon über-

zeugt ist, dass den Konsumenteninteressen norma-

lerweise am besten durch eine Stärkung des Wett-

bewerbs gedient würde“ (52) (später beeilte sich

die Regierung zu beteuern, dass diese Aussage kei-

nesfalls so zu verstehen sei, Verbraucherinteressen

seien automatisch identisch mit Marktinteressen).

Die erkennbare Bewegung hin zu einem marktori-

entierten Ansatz ist noch nicht vollständig abge-
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schlossen. Allein der schiere Umfang der neuen

Gesetzgebung ist Beleg dafür, wie weit die elektro-

nischen Medien noch von der deregulierten Situati-

on des Pressemarktes entfernt sind. Die Regierung

unterstreicht jedoch bei jeder Gelegenheit, dass

Eingriffe staatlicherseits auf ein Minimum zu redu-

zieren seien, dagegen sollten selbstregulierende

Maßnahmen in der Industrie ein stärkeres Gewicht

erhalten, selbst wenn es um die Erfüllung qualitati-

ver Public-Service-Anforderungen geht. Die Regie-

rung lässt kaum Zweifel daran, dass der jetzt in

Kraft getretene Communications Act 2003 im Kern

eine Deregulierungsstrategie verfolgt und dass von

Ofcom in Zukunft erwartet werde, den Kommuni-

kationsmarkt von regulierenden Eingriffen zu ent-

lasten, sobald man der Überzeugung sei, der

Marktwettbewerb sei intakt. Sofern und soweit der

Markt stärkere Wettbewerbskräfte entwickle, solle

sich Ofcom medienspezifischer Eingriffsinstrumen-

te enthalten und eher allgemeine kartellrechtliche

Werkzeuge einsetzen.

Ein zwiespältiger Hinweis auf die zukünftige 

Vorgehensweise in Bezug auf die Erfüllung von

Public-Service-Anforderungen wurde vom neuen

Ofcom-Vorsitzenden Lord Currie bereits während

einer Parlamentsdebatte geliefert, als er „Pluralis-

mus, Unparteilichkeit, hohe Qualität, Vielfalt und

wirksame Unterstützung des demokratischen Pro-

zesses“ (53) als „kritischen Output“ bezeichnete.

Weniger zweideutig sind die deregulativen Konzep-

te, die im Gesetzestext verankert worden sind. Bei-

spielsweise wird der Mehrebenenansatz bei der 

Regulierung von Programminhalten die Möglich-

keiten der unabhängigen Prüfung der qualitativen

Public-Service-Anforderungen an kommerzielle

Rundfunkveranstalter durch die Rundfunkaufsicht

deutlich verringern. Dies wird noch dadurch ver-

stärkt, dass in Zukunft ein Nichterfüllen dieser

Auflagen durch einzelne Veranstalter dann toleriert

werden kann, wenn es auf „allgemeinwirtschaft-

liche oder Marktbedingungen“ (54) zurückzuführen

ist. Nicht zufällig ist Ofcom angehalten, in seinen

regelmäßigen Berichten zur Lage des Public-Ser-

vice-Rundfunks die „Kosten für die Erfüllung der

Public-Service-Anforderungen zu berücksichtigen,

die Fernsehveranstaltern entstehen“ sowie „die Ein-

kommensquellen, die ihnen für den Ausgleich die-

ser Kosten“ zur Verfügung stehen. (55) Die Regie-

rung hat außerdem bereits angedeutet, dass sie die

Auflagen zur Erfüllung des Publis-Service-Auftrags

verringern möchte, sobald der Wechsel auf Digital-

technik erfolgt ist und soweit dies die wirtschaft-

lichen Gegebenheiten erforderlich machen. (56) 

Der flexible, dreistufige Ansatz bei der Regulierung

von Rundfunkinhalten wurde verknüpft mit einer

Eliminierung großer Teile der bestehenden Eigen-

tumsbegrenzungen, die in der Vergangenheit der

Vielfaltsicherung dienten. Der Wunsch, hier „so de-

regulierend wie möglich“ vorzugehen, ist evident.

(57) Dieser dramatische Schwenk in der britischen

Medienpolitik hat sicherlich jene Wählerinnen und

Wähler enttäuscht, die im Jahr 1997 für die gegen-

wärtige Regierung auch mit der Erwartung ge-

stimmt hatten, dass diese energischer gegen die

sich entwickelnden Medienkonglomerate vorgehen

würde. Nun scheint sich zu bestätigen, dass auch

für New Labour das Gleiche wie für ihre konserva-

tiven Vorgänger in der Regierung gilt, dass ihnen

Pluralismus in den Medien wenig bedeutet (über

die Ebene der reinen Rhetorik hinaus), während

der hauptsächliche Impetus der Medienpolitik darin

besteht, die nationalen und internationalen strate-

gischen Interessen und Belange der wichtigsten

britischen Medienunternehmen zu bedienen.

In den Parlamentsdebatten zum Gesetzentwurf

wurde die Position der Regierung, Medieneigen-

tum und Medienkonzentration vor allem aus dem

Blickwinkel des Wettbewerbsrechts zu betrachten,

von vielen als nicht adäquat angesehen, wenn es

um den Schutz des Meinungspluralismus und der

demokratischen Funktion der Medien geht. Für die

Bedenken vieler steht die Argumentation von Lord

McNally: „Es herrscht offenbar ein blindes Vertrau-

en aufseiten des Ministers, dass Deregulierung zu

mehr Wettbewerb und Investitionen führen wird

und damit die dynamischste und kompetitivste

Kommunikationsindustrie in der Welt geschaffen

wird. Vielleicht wird es so sein – oder es endet in

der Machtballung in der Hand multimedialer,

globaler Konzerne, welches wiederum eine Be-

drohung für Programmqualität, kulturelle Vielfalt,

regionale Identität und das effektive Funktionieren

unserer Demokratie bedeutet.“ (58) Im britischen

Zeitungsmarkt, der seit vielen Jahren keine spezifi-

schen Eigentumsbegrenzungen mehr kennt, hat

das allgemeine Wettbewerbsrecht nicht verhindern

können, dass ein Unternehmen wie News Interna-

tional einen Marktanteil von weit über 30 Prozent

erlangen konnte. Es ist vorstellbar, dass der nun

auch im Rundfunk im Gang befindliche schritt-

weise Abbau sektorspezifischer Eigentumsregeln

mit der Perspektive, in absehbarer Zeit ebenfalls

nur noch die allgemeingültigen Wettbewerbsregeln

anzuwenden, zu einem ähnlichen Ergebnis führen

könnte. Der Kern des Problems besteht darin, wie

ein Kommentator richtig vermerkte, dass „Un-

gleichgewichte von Marktmacht im Medienbereich

unser gesellschaftliches Leben insgesamt angreifen

können“. (59)

Trotz all dieser Warnungen wurde mit dem

Communications Act 2003 eine Liberalisierung

auch und gerade im Bereich der Medienverflech-

tung mit Hinweis auf die Anwendbarkeit wettbe-

werbsrechtlicher Regeln durchgesetzt. Welche Ge-

fährdungen für die Medienlandschaft sich daraus

ergeben können, dass kommerzielle Fernseh- und

Radioveranstalter nunmehr ihre Anteile am gesam-

ten Medienmarkt in Großbritannien deutlich er-

höhen können, wurden von der Regierung niemals

ernsthaft anerkannt oder in einem ihrer Papiere

im Umfeld des Gesetzentwurfs auch nur zur Dis-

kussion gestellt. In Wirklichkeit stand das Interesse

der Hörer und Zuschauer an qualitativ hochwerti-

gen Programmen und einer vielfältigen Medien-

landschaft nie wirklich an erster Stelle der Regie-
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rungsagenda, der zentrale Ansatz dieser Reform

war es, den privaten Medienunternehmen in Groß-

britannien Freiraum zu schaffen, um ihre Program-

me und Marktstrategien noch besser an kommer-

ziellen Imperativen ausrichten zu können. 

Zwei Themen, die sich durch viele Regierungsdo-

kumente zur Kommunikationspolitik wie ein roter

Faden hindurchziehen, stellen dabei langfristig das

Überleben des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in

seiner bekannten Form infrage. Zum einen ist eine

Tendenz erkennbar, öffentlich-rechtlichen Rund-

funk oder Public Service pragmatisch über ge-

wachsene Publikumserwartungen zu legitimieren –

öffentlicher Rundfunk existiert und sollte erhalten

werden, weil und solange die Publika ihn als Teil

des Angebots erwarten. Aber der Rückgriff allein

auf Zuschauererwartungen als Legitimationsgrund-

lage des öffentlichen Rundfunks macht diesen

nicht nur verwundbar hinsichtlich des Wandels,

der bei diesen Erwartungen ständig vor sich geht.

Es macht auch einen gewissen Mangel an Überzeu-

gung hinsichtlich der Legitimationskraft der nor-

mativen, gesellschaftspolitischen Gründe, die den

Ursprung des öffentlichen Rundfunksystems aus-

machen, offenbar. Der zweite Aspekt, der auf eine

zunehmende Abkehr der Medienpolitiker von den

bisher das Mediensystem in Großbritannien tra-

genden Überzeugungen erkennen lässt, ist das un-

verhältnismäßige Gewicht, das auf „Marktversagen“

als Basis für sektorspezifische Regelungen in der

Kommunikationsindustrie gelegt wird. Beispiels-

weise hat das Davies Committee, welches von der

Labour-Regierung eingesetzt wurde, um die Finan-

zierungsgrundlagen der BBC zu prüfen, den Schluss

gezogen, dass das britische Publikum „überzeugt

ist von einem umfassenden öffentlichen Rundfunk-

angebot wie die BBC“. Im gleichen Atemzug

behauptete die Kommission jedoch, dass „Markt-

versagen im Kern eines jeden Konzepts von öffent-

lichem Rundfunk stehen müsse“ (60). Der Schluss-

bericht der Davies-Kommission führte aus, dass

nach seiner Überzeugung „eine kostspielige öffent-

liche Fernsehorganisation“ nur zu rechtfertigen sei,

sofern „eine Kombination privater Gewinnmotive

plus Regulierung unzureichend für den Ausgleich

von Marktversagen“ sei. (61) Später kam eine me-

dienrechtliche Studie im Zusammenhang mit dem

ersten Entwurf des neuen Kommunikationsgeset-

zes zu der Schlussfolgerung, in einem voll kompe-

titiven Markt gäbe es keinen Bedarf für Regulie-

rung, weil der Markt sich selbst reguliere. (62)

Ohne Zweifel hat das Argument des Marktver-

sagens ursprünglich auch die Entwicklung des

öffentlichen Rundfunks in Großbritannien geför-

dert. Das Public-Service-Modell der Medienregulie-

rung umfasst jedoch von jeher auch tiefere philo-

sophische Überlegungen, Annahmen beispielsweise

über Macht, Bürgerrechte, kulturelle und politische

Vielfalt sowie die angemessene Rolle des Staates,

welche weit über Fragen eines funktionierenden

Wettbewerbs im Markt hinausgehen.

Eine Entscheidung ist es allerdings, die letztendlich

den Triumph des Marktansatzes in der Medien-

politik bedeuten könnte: die Entscheidung für eine

einzige Aufsichtsbehörde, die die ökonomischen,

inhaltlichen und technischen Aspekte von Tele-

kommunikation, Fernsehen, Radio und neuen

Medien unter einem Dach zusammenfasst. Die bri-

tische Regierung hat sich trotz Bedenken von

vielen Seiten gegen eine striktere Trennung zum

Beispiel zwischen der Aufsicht über Infrastruk-

turanbieter auf der einen und Inhalteanbieter auf

der anderen Seite oder zwischen ökonomischer

Regulierung und inhaltebezogener Regulierung

entschieden. Stattdessen wurde die neue Institution

Ofcom damit beauftragt, vor dem Hintergrund

eines gemeinsamen Bündels von Regulierungszie-

len neue Regeln für den gesamten Kommunika-

tionssektor zu entwickeln, „im Lichte des sich wan-

delnden und konvergierenden Marktes“ (63).

Dabei ist die konkrete Ausgestaltung der Vorga-

ben durch Ofcom zur Zeit noch Gegenstand von

Spekulationen. Es ist noch nicht ausgemacht, 

dass allein durch das Ersetzen einer Mehrzahl ver-

schiedener Regulierungsinstitutionen mit jeweils

unterschiedlichem Aufgabenbereich durch einen

einzigen Aufsichtsapparat gleichzeitig auch die un-

terschiedlichen Regulierungsansätze für die jeweili-

gen Sektoren der Kommunikationsindustrie völlig

eingeebnet werden. Die Erschaffung einer regula-

tiven Superinstitution sorgt nicht automatisch auch

für regulative „Konvergenz“. Beispielsweise führte

die Zusammenlegung von Independent Broad-

casting Authority und Cable Authority und die

Schaffung der ITC im Jahr 1990 nicht zu einem

radikalen Wandel der unterschiedlichen Regulie-

rungsansätze von terrestrischem Rundfunk auf der

einen Seite (welcher weiterhin bestimmte Public-

Service-Funktionen zu erfüllen hatte) und von Kabel

und Satellit (welche deutlich weniger reguliert

wurden) auf der anderen. Auch im neuen Commu-

nications Act 2003 sind die spezifischen Regeln für

das Eigentum an und das Management von Kom-

munikationsinfrastrukturen klar getrennt von den

inhaltsbezogenen Regelungen, und diese Trennung

wird sich auf Dauer möglicherweise auch in der

internen Struktur von Ofcom stärker niederschla-

gen. Auch die Tatsache, dass weder die Presse noch

die im Internet verbreiteten Inhalte unter das Dach

von Ofcom integriert wurden, wird sich möglicher-

weise als eine Bremse gegen die Herausbildung

eines sämtliche Medienbereiche übergreifenden Re-

gulierungsansatzes erweisen. In welcher Weise der

mit Inhaltsfragen befasste Content Board innerhalb

von Ofcom die Tradition unterschiedlicher Regulie-

rungsansätze in Bezug auf Rundfunkveranstalter

und andere Sektoren der elektronischen Kommu-

nikationsindustrie wird weiterführen können, ist

derzeit genauso offen wie viele andere organisato-

rische und inhaltliche Fragen der künftigen Tätig-

keit von Ofcom.

Problematische 

Entwicklung für den

ö.-r. Rundfunk

Marktversagen nicht

alleinige Legitimati-

on für ö.-r. Rundfunk

Entscheidung für

eine einzige 

Aufsichtsbehörde 

begünstigt 

Marktansatz

Spekulationen über

Umsetzung der neuen

Regeln in der Praxis



x47 media perspektiven 1/2004
Über die „konvergierte Regulierung“ zum deregulierten Medienmarkt?

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Falls es dennoch eine „regulative Konvergenz“ ge-

ben sollte, wenn die bei Ofcom zusammengezoge-

nen Experten aus den unterschiedlichsten Regulie-

rungskulturen und professionellen Hintergründen

sich nicht unter dem neuen Dach in getrennten

Einheiten mit eigenen Methoden und Instrumenten

einrichten, dann könnte tatsächlich eine neue Ge-

neration von Regulierern entstehen, die ein neues

Rechtsumfeld für den Kommunikationssektor

schaffen. Dieses Umfeld wird dann höchstwahr-

scheinlich sehr offen sein für die ökonomischen

Bedürfnisse und Interessen der Kommunikations-

industrie. Schließlich ist die bloße Tatsache, dass

Ofcom eingerichtet wurde, hauptsächlich eine

Konsequenz ökonomischer Überlegungen. Als

Hauptargument für die Etablierung von Ofcom

wurde vorgebracht, es bestünde „ein reales Risiko,

dass die bestehende Aufsichtsstruktur den Bedürf-

nissen der Industrie nicht gerecht werden könne“

(64). Ein Aufsichtssystem, bestehend aus mehreren

Institutionen wurde als zu komplex angesehen, um

mit dem raschen Wandel fertig zu werden, dem

sich die Kommunikationsindustrie ausgesetzt sieht.

Nach Ansicht der Regierung war es daher erforder-

lich, an diese Stelle einen einzigen Regulierer zu

setzen, der dafür sorgen könne, dass „Verbraucher-

interessen“ in den heutigen und künftigen Märkten

vertreten werden könnten. (65) Die Aufgabe von

Ofcom ist es demnach, in anderen Worten, jetzt zu

helfen, das ökonomische Potenzial der Konvergenz

zu entfesseln und „einen dynamischen, wachsen-

den Verbrauchermarkt für Informations- und Un-

terhaltungsangebote“ (66) anzuschieben.

Traditionell wurde in Großbritannien ein sektor-

spezifischer Ansatz in der Medienpolitik bevorzugt

und lange Zeit die Idee einer integrierten Medien-

aufsicht mit gemeinsamen strategischen Zielset-

zungen für die verschiedenen Medienbereiche als

unangemessen abgelehnt. (67) Auch wenn die Auf-

teilung der Verantwortung auf mehrere Institutio-

nen zuweilen als ineffizient kritisiert worden ist,

hatte dennoch die Machtverteilung auf eine Reihe

unterschiedlicher Einrichtungen unbestreitbar ihre

Vorteile. Unter anderem machte die unterschied-

liche Zuständigkeit unvermeidliche Konflikte

zwischen den Vertretern der verschiedenen Kom-

munikationssektoren transparenter. (68) Die Regu-

lierungstraditionen in den einzelnen Sektoren der

Medienindustrie sind nicht selten inkompatibel

miteinander. Unter einem Dach zusammengefasst

kann der Zwang, diese Institutionen unter einen

Hut zu bringen, zu Inkonsistenzen in der Regulie-

rungspolitik führen oder zur Dominanz der einen

Tradition zum Nachteil der anderen. Es ist wahr-

scheinlich leichter für eine kleinere Aufsichtsin-

stitution mit einem klarer definierten, begrenzten

Auftrag, die ihr aufgetragenen Aufgaben zu erfül-

len, als für eine große Institution, einen ganzen

Satz unterschiedlichster Strategien konkurrieren-

der und teilweise widersprüchlicher Zielsetzungen

in Einklang zu bringen. Nicht zuletzt ist im kon-

kreten Fall der Medienregulierung in einem Sys-

tem unterschiedlicher Regulierungsinstanzen mit

klar abgegrenzten Aufgaben das Risiko geringer,

dass gemeinwohlorientierte und kulturelle Zielset-

zungen gegenüber den ökonomischen Interessen

der Industrie ins Hintertreffen geraten.

Fazit
Ohne Zweifel gehört es zu den Aufgaben der Kom-

munikationspolitik, das ökonomische Wohlergehen

der Unternehmen im Medienkommunikationssek-

tor zu fördern. Es dürfte jedoch bislang unbestritten

sein, dass kommerzielle Zielsetzungen auf jeden

Fall nicht die einzigen und nicht einmal die wich-

tigsten Belange sind, die eine staatliche Politik für

den Kommunikationssektor zu verfolgen hat. Den-

noch ist die medienpolitische Handschrift starker

ökonomischer und industrieller Interessen im neuen

Communications Act 2003 ohne Zweifel deutlich

zu erkennen (allerdings ist dies weder eine neue

Erfahrung, noch eine auf Großbritannien be-

schränkte).

Die Grundtendenz der neuen Gesetzgebung fügt

sich ein in einen bereits länger andauernden Trend

in Großbritannien zugunsten der Deregulierung

und der Bevorzugung von wettbewerbsrechtlichen

Instrumenten gegenüber sektorspezifischen. Die Tat-

sache, dass industrielle und allgemeine ökonomi-

sche Argumente von der britischen Regierung stän-

dig in den Vordergrund gestellt worden sind, war

eine starke legitimierende Kraft hinter dem Para-

digmenwechsel, der sich im Communications Act

2003 ausdrückt. Damit einher geht offensichtlich

auch eine Missachtung anderer gesellschaftlicher

Interessen, die ebenfalls in der Kommunikations-

politik ihren Ausdruck finden sollten. Nun bleibt

abzuwarten, welche Richtung im Einzelnen die

neue Aufsichtsinstitution Ofcom einschlagen wird.

Es wird genau zu beobachten sein, wie der neue

Regulierer seine Aufgabenstellung im Detail inter-

pretiert und wie er angesichts des andauernden

und stärker werdenden Drucks der Industrie die

kulturellen und gemeinwohlorientierten Werte ge-

wichtet, die in Großbritannien traditionell die

Grundlage eines am Public Service orientierten

Mediensystems gewesen sind.
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